
Berlin (AP) Die Sozialdemokraten
sind durch die Debatte über den
Umgang mit der Linken in ein his-
torisches Tief gefallen. Die „Ope-
ration am offenen Herzen”, wie
der Geschäftsführer der Bundes-
tagsfraktion, Thomas Opper-
mann, den Beschluss bezeichnete,
die Ländergremien über eine Ko-
operation mit der Linken entschei-
den zu lassen, bescherte bei einer
gestern veröffentlichten For-

sa-Umfrage für den „Stern” den
Wert von 23 Prozent – den gerings-
ten Wert, den Forsa je für sie ge-
messen hat.

Auch Parteichef Kurt Beck kam
bei der Frage, wen die Wähler
zum Kanzler wählen würden, mit
nur noch 13 Prozent auf den nied-
rigsten Wert seiner Amtszeit. Die
Tageswerte für die SPD spiegeln
die Sturzfahrt bei der Wählerzu-
stimmung wider: Anfang letzter
Woche lag die Partei noch bei 24
Prozent – am Freitag, nach dem
Scheitern der erstrebten
rot-rot-grünen Kooperation in Hes-
sen, stürzte sie auf 20 Prozent ab.
Die Zustimmung für einen Kanz-
lerkandidaten Beck sank im Ver-
gleich zur Vorwoche nochmals um
einen Punkt auf 13 Prozent. Das ist
ebenfalls der niedrigste Wert, den
Beck seit seiner Wahl zum Partei-
chef im Mai 2006 bei Forsa hatte.

Der Chef des Meinungsfor-
schungsinstituts dimap, Reinhard
Schlinkert, sah in den Werten sei-

ner Forsa-Kollegen keinen Grund
zur Panik für die SPD. „Man sollte
das etwas gelassener sehen”, sag-
te er. Bei dimap lag die SPD An-
fang März bei 28 Prozent, im Juli
2004 habe sie dagegen nur 23 Pro-
zent erreicht. „Es ist alles im
Fluss”, betonte der dimap-Chef.
Schließlich erreiche die CDU mit
39 Prozent „auch keine sensatio-
nellen Werte”. Entscheidend wer-
de sein, wie sich die SPD zur Lin-
ken positionieren werde.

Oppermann hofft, dass mit dem
Beschluss ein großer Schritt zur
„Entdramatisierung” der Angele-
genheit getan worden sei. Für For-
sa-Chef Manfred Güllner steht ei-
nes fest: „Die SPD ist in einer tie-
fen Krise – das kann man nicht
wegreden, auch wenn Kurt Beck
das versucht.”

Parteienforscher Peter Lösche
sieht die Unglaubwürdigkeit der
SPD bei der Hessen-Wahl als
Hauptproblem: „Sie hat vor der
Wahl ein Versprechen abgege-

ben, und dann nach der Wahl in
Hessen das Gegenteil gemacht.”
Der Wähler erinnere sich, dass
sich die SPD etwa bei der Mehr-
wertsteuererhöhung nach der Bun-
destagswahl 2005 ähnlich verhal-
ten habe. Dieser Vertrauensver-
lust sei entscheidender für die
schlechten Umfragewerte als ein
Linksruck, von dem die SPD ei-
gentlich profitieren müsste, da we-
gen der gesellschaftlichen Ent-
wicklungen momentan „eher
linkspolitische Positionen ange-
sagt” seien.

Dass Beck das Hessen-Debakel
mehr schaden wird als seiner Par-
tei, glaubt Staatsrechtler Hans
Herbert von Arnim. Die SPD biete
„ein wahnsinnig schlechtes Bild”
mit ständigem Hin und Her, ge-
genseitigen Schuldzuweisungen
und „Mobbing” einer Abgeordne-
ten, „die nichts anderes gemacht
hat, als aufrecht die Linie der Par-
tei vor der Wahl auch nach der
Wahl zu vertreten”.

Tauchboot „Forsa“ entdeckt den „Morbus Beckus“! Scheinbar orientierungslos!  Zeichnung: Jürgen Janson

KSK-Ermittlungen eingestellt:
Im Fall des früheren Guantana-
mo-Häftlings Murat Kurnaz hat
die Staatsanwaltschaft Tübingen
die Ermittlungen gegen zwei Bun-
deswehrsoldaten erneut einge-
stellt. Zwei Mitgliedern der Elite-
einheit Kommando Spezialkräfte
(KSK) war vorgeworfen worden,
Kurnaz in Afghanistan in einem
Lager der US-Streitkräfte Anfang
2002 misshandelt zu haben. Sein
Anwalt will erneut eine Fortset-
zung der Ermittlungen erzwin-
gen. Die KSK-Soldaten hatten die
Vorwürfe stets zurückgewiesen.
KSK-Mitglieder hatten damals im
US-Lager Kandahar Wachdienst
geleistet.
Moskau gegen Kosovo-Mission:
Russland widersetzt sich weiter
der geplanten EU-Mission im Ko-

sovo. Der russische UN-Botschaf-
ter Witali Tschurkin sagte nach ei-
ner Sitzung des Weltsicherheits-
rats in New York, der Einsatz be-
dürfe der Zustimmung des höchs-
ten UN-Gremiums. „Wir akzeptie-
ren die Rechtmäßigkeit der euro-
päischen Mission nicht“, erklärte
er.
Comeback von Müntefering?
Der frühere Bundesarbeitsminis-
ter und Vizekanzler Franz Münte-
fering (SPD) schließt ein politi-
sches Comeback nicht aus. Er sei
zwar „im Moment in Deckung“,
sagte Müntefering am Mittwoch-
abend bei der Entgegennahme ei-
nes Preises als bester politischer
Redner in Berlin. Er wolle aber „ir-
gendwie“ dazu beitragen, dass
die SPD die Bundestagswahl 2009
gewinne.

Fahndung in Steueraffäre:
Liechtenstein ruft öffentlich zur
Fahndung nach
dem Auslöser
der Steueraffä-
re mit Deutsch-
land auf. Die
Landespolizei
stellte einen
Fahndungsauf-
ruf nach dem
42-jährigen
Liechtensteiner
Heinrich Kieber
samt Foto und
Personalien ins
Internet und er-
ließ einen internationalen Haftbe-
fehl gegen ihn.
Der Mann werde dringend ver-
dächtigt, zum Nachteil einer
Liechtensteiner Treuhandfirma

Kundendaten ausgekundschaftet
und ausländischen Behörden
preisgegeben zu haben, hieß es.
Laut Medien sei der Gesuchte
vom Deutschen Bundesnachrich-
tendienst (BND) mit einer neuen
Identität und neuen Papieren aus-
gestattet worden.
Islam-Unterricht empfohlen:
Die Islamkonferenz will die Ein-
führung islamischen Religionsun-
terrichts als ordentliches Unter-
richtsfach in deutscher Sprache
an öffentlichen Schulen empfeh-
len. Vor der dritten Sitzung des
Gremiums einigten sich die Ver-
treter von Bund, Ländern und
Kommunen sowie der 3,3 Millio-
nen in Deutschland lebenden Mus-
lime im Grundsatz auf das Vorha-
ben. Im Gegensatz zu den christli-
chen Kirchen gilt der Islam bisher

in Deutschland nicht als anerkann-
te Religionsgemeinschaft.
Feger-Privileg teils gekippt:
20 000 Schornsteinfeger in
Deutschland müssen künftig um
ihre Kehrbezirke konkurrieren.
Nach jahrelangem Streit hat die
Bundesregierung gestern das Fe-
ger-Privileg teilweise gekippt.
Künftig wird jeder Bezirk alle sie-
ben Jahre neu ausgeschrieben.
Bislang beherrschten Schornstein-
feger lebenslang ohne Wettbe-
werb ihren Kehrbezirk. Nach dem
verabschiedeten Gesetzentwurf
zur Reform des Schornsteinfeger-
wesens wird der abgeschottete
Markt auf Druck der EU zudem
erstmals für Ausländer geöffnet.
Ein Teil des Monopols bei hoheitli-
chen Aufgaben wie Brand- und
Umweltschutz bleibt erhalten.

„Die Zeit“ , Hamburg
Um die SPD müsste man sich
nicht sorgen, nicht einmal,
wenn sie sich zur Linken hin öff-
net, wäre die Partei damit be-
schäftigt, an etwas zu arbeiten,
was sie in der Zukunft wieder
stolz machen könnte... Das wä-
re vielleicht die Gerechtigkeit
in der Globalisierung, eine klu-
ge Kombination aus mehr sozia-
ler Politik und zugleich mehr
Wirtschaftsreformen.

„Wetzlarer Neue Zeitung“
Die SPD in Hessen wie in den
anderen westlichen Bundeslän-
dern wird als Volkspartei nur
überleben, wenn sie das Etikett
„Sozial, aber wirtschaftlich ver-
nünftig“ trägt. Und wenn die-
ses Aushängeschild nicht vom
Gieren nach der Macht ver-
deckt wird.

„Die Tagespost“, Würzburg
Wer bislang geglaubt hatte, es
sei ein Wortbruch, wenn je-
mand das Gegenteil von dem
tut, was er zuvor angekündigt
hat, der irrt. Seit Wochenbe-
ginn wissen wir: Wer anders
handelt, als er redet, reagiert le-
diglich auf veränderte Bedin-
gungen. Der SPD-Vorsitzende
hat diese Neudefinition der Ver-
lässlichkeit geliefert und damit
nicht gerade dazu beigetragen,
dass seine in der Öffentlichkeit
angezweifelte Glaubwürdig-
keit gestärkt wird.

„Leipziger Volkszeitung“
Eine Partei mit ihrem Vorsitzen-
den Kurt Beck im freien Fall:
Nach dem lähmenden
Hick-Hack um eine Tolerie-
rung durch die Linken in Hes-
sen haben Forsa-Meinungsfor-
scher ein deutliches Urteil ge-
sprochen. In diesem desolaten
Zustand sind die Sozialdemo-
kraten mit einem wankelmüti-
gen Chef kein ernstzunehmen-
der politischer Gegner mehr für
die Union und die Kanzlerin.

„Südkurier“, Konstanz
Allmählich nähert sich die eins-
tige Volkspartei dem Projekt
18. Beck erhält die Quittung für
das heillose Durcheinander,
das er nach der Hessen-Wahl
mit seinem Kurs ihm jetzt die
Demoskopenwechsel in Sa-
chen Linkspartei anrichtete.

Rostock (OZ/gkw) Das historische
Umfragetief der SPD entspreche
nicht der Situation in MV, meint
der Landesvorsitzende Erwin Sel-
lering im OZ-Interview.

OZ: Eine neue Umfrage beschei-
nigt der SPD die geringste Zustim-
mung, die es je gab. Was bedeutet
das für Ihren Landesverband?

Sellering: Ich sehe nicht, dass
das Auswirkungen auf das Land
hat. Es zeigt lediglich eine Mo-
mentaufnahme im Bund. Und es
ist eine Rückmeldung dafür, dass
das, was in Hessen passiert ist, of-

fenbar nicht positiv gesehen wird.
OZ: Was will die SPD tun, um

aus dem Tief zu kommen?
Sellering: Wir müssen offen dis-

kutieren, dass die Situation für ei-
ne Regierungsbildung in Hessen
aufgrund des Wahlergebnisses ex-
trem schwierig ist. Und wir dürfen
uns nicht vorschreiben lassen, mit
wem wir koalieren dürfen. Wenn
Fehler passiert sind, muss man das
auch offen sagen, so wie Kurt
Beck das getan hat.

OZ: Ist Kurt Beck noch der richti-
ge Kanzlerkandidat?

Sellering: Ja, und daran hat
sich nichts geändert. Wie er sich
zur Zusammenarbeit mit der Lin-
ken geäußert hat, war in der Sa-
che richtig. Wir brauchen jetzt ein-
fach wieder mehr Geschlossenheit
und gegeseitige Unterstützung,
vor allem auch von den Stellvertre-
tern. Zum Beispiel wünsche ich
mir von Peer Steinbrück mehr Soli-
darität und positive Unterstützung
unserer klaren Beschlüsse.

OZ: Wie kann die SPD Stimmen
von der Linken zurückholen?

Sellering: Die SPD muss soziale

Gerechtigkeit wieder mehr in den
Mittelpunkt ihrer Politik stellen.
Das hat Kurt Beck auf dem Ham-
burger Parteitag getan, in dem er
die SPD neu ausgerichtet hat als ei-
ne Partei der linken Mitte. Im Übri-
gen führt eine Zusammenarbeit
mit der Linken ja nicht dazu, dass
sie stärker wird. Wir in MV haben
die gegenteilige Erfahrung ge-
macht. Manche sprechen sogar
von Entzauberung. Jedenfalls hat
die Linke in Mecklenburg-Vor-
pommern die geringste Zustim-
mung von ganz Ostdeutschland.

Berlin (dpa) Der Partei- und
Fraktionsvorsitzende der Lin-
ken, Oskar Lafontaine, hat die
SPD für seine Partei als derzeit
nicht regierungsfähig bezeich-
net. „Es stellt sich nicht die Fra-
ge, ob die SPD mit uns kann,
sondern ob wir mit ihr kön-
nen“, sagte der frühere
SPD-Chef gestern in Berlin. Als
Bedingung für eine Zusammen-
arbeit auf Bundesebene nannte
er erneut Änderungen bei den
Themen Hartz IV, Rente mit 67,
Mindestlohn und Auslandsein-
sätze der Bundeswehr. Eines
der Hauptziele der Linken sei
eine sozial gerechtere Politik.

Zu Debatten über Koalitio-
nen, in der alle Parteien außer
der Linken genannt würden,
sagte Lafontaine: „Die Farben-
lehre juckt mich nicht.“ Er sei
gespannt, wie SPD-Chef Kurt
Beck in einer rot-gelb-grünen
Regierung seine Vorstellung
von einem Mindestlohn gegen
den FDP-Vorsitzenden Wester-
welle durchsetzen wolle.
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Die SPD marschiert direkt auf die Linkspar-
tei zu – jedenfalls, was die Umfragewerte an-
geht. Kurt Beck, derzeit glückloser Vorsit-
zender einer ehemaligen Volkspartei, muss-
te sich gestern sogar verhöhnen lassen. Die
SPD sei für die Linke derzeit nicht regie-
rungsfähig, meint Oskar Lafontaine.

Nein, es ist keine schöne Zeit für Sozialde-
mokraten. Nicht nur in dieser Woche. Der
Wurm steckt seit Jahren drin. Zu sehr ha-
dert die Seele der einstigen Arbeiterpartei
mit den Beschlüssen der Ära Schröder.
Hartz IV lastet wie ein Mühlstein auf den
Genossen. Dass die Reformen der Agenda
2010 den Ursprung allen Übels darstellen –
auf diesen kleinsten gemeinsamen Nenner
einigt man sich an der SPD-Basis. Das ist
wahr. Und blendet doch einen entscheiden-
den Teil der Wahrheit aus.

Gerhard Schröder kokettierte gern als Ge-
nosse der Bosse. Die Hartz-Reformen aber
hat er gewiss nicht aus Leidenschaft voran-
getrieben. Der Ex-Kanzler reagierte – wenn
auch zu spät – auf die katastrophale Lage
am Arbeitsmarkt. Schröder hoffte, die Par-
tei würde die Zumutungen wegstecken.
Weil er an den Erfolg der Reformen glaubte.

Es ist die Tragik der SPD, dass sich Ange-
la Merkel nun die positiven Effekte am Ar-
beitsmarkt auf ihre Fahnen schreiben kann.
Weil Kurt Beck bereits umgefallen war. Der
elfte Vorsitzende der SPD nach dem Krieg
steht wieder für Wahlgeschenke. Er konkur-
riert mit den Linken um soziale Wohltaten,
die nicht zu finanzieren sind. Die SPD ist auf
einer Zeitreise zurück in die fetten 70er Jah-
re. Es ist ein Holzweg.
Nachricht Seite 1/Bericht auf dieser Seite

Am Ende gab es keinen Sieger, gewonnen
aber haben alle. Die sechs Podiumsteilneh-
mer und die rund 600 Zuhörer, die sich am
vergangenen Dienstagabend im Greifswal-
der Dom St. Nikolai auf Einladung der OST-
SEE-ZEITUNG eingefunden hatten. Um
über eines der aktuell umstrittensten Investi-
tionsprojekte in MV zu diskutieren – das ge-
plante Steinkohlekraftwerk in Lubmin. Ein
Zwei-Milliarden-Vorhaben, das mindes-
tens 140 neue Industriearbeitsplätze brin-
gen soll. In einer Region, die geprägt ist von
Tourismus, Gesundheit und schöner Natur.

Seit Monaten spaltet die Debatte um Sinn
und Unsinn des Kohlekraftwerkes in Lub-
min die öffentliche Meinung im Land. In
Fernduellen oder im Zirkel Gleichgesinnter
wurden bislang Argumente ausgelotet oder
ausgetauscht. Nicht selten in emotional auf-
geheizter Atmosphäre. Die OZ bot nun das
Podium, auf dem sich Befürworter und Geg-
ner gegenüber saßen und um die überzeu-
gendsten Fakten und Erkenntnisse stritten.
Die mehr als zweieinhalb Stunden offene
Debatte im Greifswalder Dom gerieten zu ei-
ner Lehrstunde in der Kultur des Meinungs-
streits. Emotionen nicht ausgeschlossen. Es
dominierte der sachliche und faire Umgang,
der Respekt vor der Meinung des anderen.

Besonders bemerkenswert: Das beherzte
Auftreten der mündigen Bürger. Sie erwie-
sen sich in der Mehrheit als sehr sachkundi-
ge Streiter. Bürgerengagement im besten
Sinn. Bitte mehr davon im sonstigen Alltag.
Bericht auf Seite 5
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Steckt die Partei
nach den jüngsten
Querelen in einer
tiefen Krise oder
nur im aktuellen
Stimmungstief?

„Wir sind wetterfest und
beherrschen die

Ausweichmanöver.“
Lufthansa-Chef Wolfgang Mayrhuber zog gestern Bilanz


